
BVerwG zur Falschbetankung und der
gesamtschuldnerischen Haftung

02.02.2017

BVerwG, Urteil vom 02.02.2017, Az. 2 C 22.16. Schlagworte: Falschbetankung, Haftung,
Schadensersatz, Fürsorgepflicht, Einbau Tankadapter.

Leitsätze:

Der Dienstherr ist nicht aufgrund der Fürsorgepflicht gehalten, durch technische oder organisatorische Vorkehrungen
sicherzustellen, dass es erst gar nicht zu Handlungen des Beamten kommen kann, die wegen grober Fahrlässigkeit zu
einem Schadensersatzanspruch des Dienstherrn gegen den Beamten gemäß § 48 Satz 1 BeamtStG führen. 

Die Anordnung der gesamtschuldnerischen Haftung in § 48 Satz 2 BeamtStG dient nicht dem Schuldnerschutz,
sondern dem öffentlichen Interesse an der raschen Durchsetzung der Forderung des Dienstherrn. Dementsprechend
ist es regelmäßig ermessensfehlerfrei, wenn der Dienstherr die Gesamtschuldner ungeachtet ihrer Verschuldens- oder
Verursachungsbeiträge jeweils in voller Höhe zum Schadensersatz heranzieht.

oder als Überschrift der Pressemitteilung: „Dienstherr nicht verpflichtet, zur Abwendung einer Falschbetankung eines Dienstfahrzeugs einen Tankadapter einzubauen“

Externe Links:

Pressemitteilung 4/2017 vom 2. 2. 2017
Bundesverwaltungsgericht, Urteil
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https://www.bverwg.de/pm/2017/4
https://www.bverwg.de/020217U2C22.16.0
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